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Satzung 
 
der Gemeinde Weiskirchen über die 
Entwässerung der Grundstücke, den 
Anschluss an die öffentliche Abwas-
seranlage und deren Benutzung (Ab-
wassersatzung); 
 
Aufgrund des § 12 des Kommunalselbst-
verwaltungsgesetzes (KSVG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom  
27.06.1997 (Amtsblatt S. 682), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz vom 15.06.2016 
(Amtsblatt I S.840), und der §§ 1,2,4,5, 6, 
7,10 und 12 des Kommunalabgabenge-
setzes (KAG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 29.05.1998 (Amtsblatt 
S. 691), zuletzt geändert durch Gesetz  
vom 22.08.2018 (Amtsblatt I. S.674),  
sowie des § 9 des Gesetzes über Abga-
ben für das Einleiten von Abwasser in 
Gewässer (Abwasserabgabengesetz - 
AbwAG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 18.01.2005 (BGBl. S. 114), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 22.08.2018 (BGBl. I.S. 1327), 
hat der Gemeinderat der Gemeinde Weis-
kirchen am 16.05.2019 folgende Satzung 
beschlossen: 

§ 1 

Allgemeines 

(1) Die Gemeinde Weiskirchen betreibt in 
ihrem Gebiet die ihr nach den §§ 50 
und 50 a des Saarländischen Was-
sergesetzes (SWG) obliegenden Auf-
gaben der Abwasserbeseitigung als 
gemeindliche Pflichtaufgabe. 

(2) Zur Erfüllung der Abwasserbeseiti-
gungspflicht sind und werden ge-
meindliche Abwasseranlagen herge-
stellt, die ein einheitliches System bil-
den und von der Gemeinde Weiskir-
chen als öffentliche Einrichtung im 
Trennverfahren (getrennte Leitungen 
für Schmutzwasser jeglicher Art und 
für die Aufnahme von Niederschlags-
wasser) und/oder im Mischverfahren 
(gemeinsame Leitungen für die Auf-
nahme von Niederschlagswasser und 

Schmutzwasser jeglicher Art) betrie-
ben und unterhalten werden. 

(3) Art und Umfang der gemeindlichen 
Abwasseranlagen sowie den Zeit-
punkt ihrer Herstellung, Erweiterung 
und Erneuerung bestimmt das Ab-
wasserwerk der Gemeinde Weiskir-
chen im Rahmen der hierfür geltenden 
Gesetze und sonstigen rechtlichen 
Bestimmungen unter Berücksichti-
gung ihrer wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit. Ein Rechtsanspruch auf 
Herstellung neuer oder die Änderung 
oder Ergänzung bestehender ge-
meindlicher Abwasseranlagen besteht 
nicht. 

(4) Zu den gemeindlichen Abwasseranla-
gen gehören auch 

a. die Entwässerungsgräben, die 
nach § 1 des Wasserhaushalts-
gesetzes (WHG) in Verbindung 
mit § 1 Abs. 2 Nr. 2 des Saar-
ländischen Wassergesetzes 
(SWG) keine Gewässer dar-
stellen und ausschließlich der 
Abwasserbeseitigung dienen; 

b. Anlagen und Einrichtungen, die 
nicht vom Abwasserwerk der 
Gemeinde Weiskirchen selbst, 
sondern von Dritten im Sinne 
des § 50 a Abs. 1 Satz 2 SWG 
hergestellt und unterhalten wer-
den, wenn sich das Abwasser-
werk ihrer bei der Erfüllung der 
Abwasserbeseitigungspflicht 
bedient und zu den Kosten ihrer 
Unterhaltung beiträgt; 

c. Die in § 2 Nr. 8 näher definierten 
Grundstücksanschlussleitungen 
sowie Grundstücksanschluss-
stellen; 
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§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Die nachstehenden Begriffsbestim-
mungen gelten sowohl für diese Ab-
wassersatzung, als auch für die Ab-
wassergebührensatzung. 
 

(2) Abwässer sind gemäß § 49 Abs. 1 
SWG das durch häuslichen, gewerbli-
chen, landwirtschaftlichen oder sons-
tigen Gebrauch in seinen Eigenschaf-
ten veränderte und das bei Trocken-
wetter damit zusammen abfließende 
Wasser (Schmutzwasser) sowie das 
von Niederschlägen aus dem Bereich 
von bebauten oder befestigten Flä-
chen abfließende und gesammelte 
Wasser (Niederschlagswasser). Als 
Schmutzwasser gelten auch die aus 
Anlagen zum Behandeln, Lagern und 
Ablagern von Abfällen austretenden 
und gesammelten Flüssigkeiten (z. B. 
Deponiesickerwässer). 
 

(3) Für Grundstücke ist grundsätzlich der 
bürgerlich rechtliche Begriff im Sinne 
des Grundbuchrechtes maßgebend 
(sogenannter formeller Grundstücks-
begriff). Nur wenn ein Festhalten am 
formellen Grundstücksbegriff gröblich 
unangemessen wäre, kann auf den 
Begriff der wirtschaftlichen Einheit ab-
gestellt werden. 
 

(4) Die für Grundstückseigentümer gel-
tenden Vorschriften sind auch auf 
Erbbauberechtigte und darüber hinaus 
auch auf Nießbraucher und sonstige, 
zur Nutzung des Grundstücks dinglich 
Berechtigte anzuwenden. 
 

(5) Anschlussnehmer sind alle in Absatz 
4 genannten Rechtspersonen. 
 

(6) Abwassereinleiter sind neben den in 
Absatz 5 Genannten auch die Perso-
nen, die den gemeindlichen Abwas-
seranlagen tatsächlich Abwässer zu-
führen. 
 

(7) Öffentliche Abwasseranlagen sind die 
Anlagen des Entsorgungsverbandes 
Saar in der Gemeinde Weiskirchen 
und die gemeindlichen Abwasseran-
lagen. Zu den gemeindlichen Abwas-
seranlagen nach § 1 Abs. 2 gehören 
Rückhaltebecken, Entwässerungs-
gräben, Pumpwerke, Entlastungs-
bauwerke, Abwasservorbehandlungs-
anlagen und Abwasserkanäle. Ab-
wasserkanäle sind die Kanalleitungen 
zur Sammlung und Weiterleitung der 
von den angeschlossenen Grundstü-
cken kommenden Abwässer. 
 

(8) Grundstücksanschlussleitungen sind 
die vom Abwasserwerk im öffentlichen 
Verkehrsraum oder anderen öffentlich 
genutzten Grundstücken oder auf 
Grund besonderer Rechte in sonsti-
gen Grundstücken verlegten Kanallei-
tungen vom Abwasserkanal (Samm-
ler) in Richtung und bis zur Grund-
stücksgrenze des angeschlossenen 
bzw. anzuschließenden Grundstü-
ckes.  
Grundstücksanschlussstelle ist der 
Anschluss eines Grundstückes an ei-
nen Abwasserkanal, für den keine 
Grundstücksanschlussleitung vorhan-
den ist. 

(9) Grundstücksentwässerungsanlagen 
sind die Hausanschluss- bzw. sonsti-
gen Entwässerungsleitungen, d. h., 
die auf dem angeschlossenen bzw. 
anzuschließenden Grundstück und in 
oder an den darauf errichteten Ge-
bäuden oder aufgrund besonderer 
Rechte vom Grundstückseigentümer 
oder sonstigen Dritten im öffentlichen 
Verkehrsraum oder in anderen 
Grundstücken verlegten Leitungen zur 
Sammlung und Wegleitung von Was-
ser in Richtung zur Grundstücksan-
schlussleitung oder zur Grundstücks-
anschlussstelle und alle sonstigen 
Entwässerungseinrichtungen für 
Rückhaltung, Vorreinigung oder Vor-
klärung und ähnliches von Abwasser, 
Hebeanlagen, Rückstausicherungen 
usw.  
Auch Leitungen und Einrichtungen, 
die nur zeitweise die vorstehenden 
Voraussetzungen erfüllen, sind 
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Grundstücksentwässerungsanlagen. 
Leitungen und Einrichtungen, die nur 
teilweise die vorstehenden Vorausset-
zungen erfüllen und im Übrigen der 
Wiederverwertung des sich in ihnen 
befindlichen Wassers dienen, sind 
keine Grundstücksentwässerungsan-
lagen. 
 

(10) Grundstückskläreinrichtungen sind 
zulässige Kläranlagen und abflusslose 
Sammelgruben auf nicht an die ge-
meindliche Abwasseranlage ange-
schlossenen Grundstücken, ein-
schließlich aller Leitungen zur Samm-
lung von Wasser und seiner Ableitung 
in diese Anlagen. 

(11) Abwasserverwertungsanlagen sind 
alle Anlagen einer zugelassenen 
Selbstverwertung von Abwasser auf 
einem Grundstück. Anlagen mit ge-
schlossenen Brauchwasserkreisläufen 
sind keine Abwasserverwertungsanla-
gen. 

§ 3 

Anschluss- und Benutzungsrecht 

( 1 )  Jeder Eigentümer eines im Gebiet 
der Gemeinde Weiskirchen liegenden 
Grundstückes ist vorbehaltlich der 
Einschränkungen in § 4 berechtigt, 
sein Grundstück unter Beachtung der 
Vorschriften des § 10 an die beste-
henden gemeindlichen Ab-
wasseranlagen anzuschließen (An-
schlussrecht). Das Anschlussrecht 
beinhaltet auch das Recht auf Her-
stellung und Erhaltung einer funkti-
onsfähigen Grundstücksan-
schlussleitung oder Grundstücksan-
schlussstelle für jedes Grundstück. 
 

( 2 )  Nach der betriebsfertigen Herstellung 
der Grundstücksanschlussleitung o-
der einer Grundstücksanschlussstelle 
haben der Anschlussnehmer und je-
der Benutzer des Grundstückes vor-
behaltlich der Einschränkungen in § 5 
und unter Beachtung der technischen 
Vorschriften für den Bau und Betrieb 

von Grundstücksentwässerungs-
anlagen das Recht, die auf dem 
Grundstück anfallenden Abwässer in 
die gemeindlichen Abwasseranlagen 
einzuleiten (Benutzungsrecht). 

§ 4 

Begrenzung des Anschlussrechts 

(1) Das in § 3 Abs. 1 geregelte An-
schlussrecht erstreckt sich nur auf 
solche Grundstücke, die durch eine 
Straße (Weg, Platz) erschlossen sind, 
in der am Ort der Erschließung ein be-
triebsfertiger Abwasserkanal verlegt 
ist. Transportsammler, in denen sich 
gemäß ihrer Zweckbestimmung fast 
nur bereits entlastetes Abwasser be-
findet, sind grundsätzlich keine für ei-
nen Grundstücksanschluss betriebs-
fertigen Abwasserkanäle. Fallen we-
gen besonderer topographischer Ge-
gebenheiten die Orte der verkehrs-
mäßigen und einer möglichen abwas-
sermäßigen Erschließung auseinan-
der, besteht ein eingeschränktes An-
schlussrecht, soweit im Grundstück 
oder in einem angrenzenden öffentli-
chen Grundstück ein betriebsfertiger 
Abwasserkanal verlegt ist. Ein An-
spruch auf Herstellung einer Grund-
stücksanschlussleitung oder einer 
Grundstücksanschlussstelle besteht in 
diesen Fällen nicht. Bei den letztge-
nannten und allen anderen Grundstü-
cken kann das Abwasserwerk der 
Gemeinde Weiskirchen auf Antrag 
den Anschluss über eine Hausan-
schlussleitung zulassen. Betriebsfertig 
hergestellt sind alle beim In-Kraft-
Treten dieser Satzungsbestimmungen 
für die Abwasserentsorgung benutz-
ten Abwasserkanäle. Die betriebsfer-
tige Herstellung neuer Abwasserkanä-
le macht das Abwasserwerk der Ge-
meinde Weiskirchen öffentlich be-
kannt. Die Herstellung neuer oder die 
Erweiterung oder Änderung beste-
hender Leitungen kann nicht verlangt 
werden. 
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(2) Das Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen kann den Anschluss des 
Grundstücks im Einzelfall widerruflich 
oder befristet ablehnen, wenn die 
Übernahme des Abwassers technisch 
oder wegen des unverhältnismäßig 
hohen Aufwandes nicht möglich ist 
und das Landesamt für Umwelt- und 
Arbeitsschutz dies nach § 50 b Abs. 2 
Nr. 3 SWG genehmigt hat, es sei 
denn, dass der Grundstückseigentü-
mer die hierdurch entstehenden Kos-
ten trägt und auf Verlangen des Ab-
wasserwerkes hierfür angemessene 
Sicherheit leistet. 
 

(3) Das Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen kann für ganze Grund-
stücke oder für genau bestimmbare 
Teile das Anschlussrecht für Schmutz- 
und/oder Niederschlagswasser aus-
schließen, wenn und solange auf den 
betreffenden Flächen kein Schmutz- 
und/oder Niederschlagswasser anfällt. 
Das Anschlussrecht für Nieder-
schlagswasser kann das Abwasser-
werk der Gemeinde Weiskirchen au-
ßerdem ausschließen, wenn dieses 
auf den Grundstücken, auf denen es 
anfällt, genutzt, versickert, verrieselt 
oder in ein oberirdisches Gewässer 
eingeleitet wird (§ 50 b Abs. 2 Nr. 5 
SWG) und dies im Sinne einer die 
Umwelt schonenden Wasserhaus-
haltswirtschaft geboten erscheint. 
 

(4) Unter den Voraussetzungen der Ab-
sätze 2, 3 und 4 kann das Anschluss-
recht, das grundsätzlich als Recht auf 
einen Vollanschluss entsteht, auch als 
Recht auf einen Teilanschluss für 
Schmutz- oder Niederschlagswasser 
entstehen. 
 

(5) Für Bauten, die von der Unteren Bau-
aufsichtsbehörde nur widerruflich ge-
nehmigt worden sind, können unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs und 
nach Maßgabe der im Einzelfall fest-
zulegenden Bedingungen Anschluss-
rechte gewährt werden. 

§ 5 

Begrenzung des Benutzungsrechts 

(1) Anschlussnehmer sind berechtigt und 
nach § 8 verpflichtet, dem Abwasser-
werk der Gemeinde Weiskirchen das 
auf dem Grundstück anfallende Ab-
wasser unter den Voraussetzungen 
der Abs. 2 bis 13 zu überlassen. 
 

(2) Abwasser, durch das die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung gefährdet, 
das Personal der Abwasserbeseiti-
gung gesundheitlich gefährdet oder 
geschädigt, die Abwasseranlagen ein-
schließlich der Kläranlage nachteilig 
beeinflusst, die Schlammbehandlung, 
-beseitigung und -verwertung beein-
trächtigt oder Vorfluter schädlich ver-
unreinigt werden können, darf nicht in 
die gemeindlichen Abwasseranlagen 
eingeleitet werden. 
Gegebenenfalls kann das Abwasser-
werk der Gemeinde Weiskirchen eine 
Vorklärung oder sonstige Vor-
behandlung des Abwassers (z. B. 
durch Ölabscheider, Emulsionsspalt-
anlagen, Vorkläreinrichtungen und 
ähnliches) vor seiner Einleitung in die 
gemeindlichen Abwasseranlagen der-
gestalt verlangen, dass innerhalb ei-
ner angemessenen Frist die Maß-
nahmen durchgeführt werden, die er-
forderlich sind, um die Schad-
stofffracht des Abwassers so gering 
zu halten, wie dies bei Anwendung 
der jeweils in Betracht kommenden 
Verfahren im Sinne des § 7 a Abs. 1 
Satz 3 WHG nach dem Stand der 
Technik möglich ist. Wenn die Be-
schaffenheit oder Menge des Abwas-
sers dies insbesondere im Hinblick auf 
den Betrieb der gemeindlichen Ab-
wasseranlagen erfordert, kann das 
Abwasserwerk auch eine Speicherung 
des Abwassers verlangen. 
 

(3) In die gemeindlichen Abwasseranla-
gen dürfen vorbehaltlich der nachfol-
genden Bestimmungen grundsätzlich 
nicht eingeleitet werden: 
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a. Stoffe, die den Abwasserkanal ver-
stopfen können, z. B. Schutt, Sand, 
Asche, Kehricht, Lumpen, Dung, 
Schlacht- und Küchenabfälle, ge-
werbliche und industrielle Papier-
abfälle sowie andere feste Stoffe , 
auch wenn diese Stoffe zerkleinert 
worden sind; 
 

b. Feuergefährliche, explosive, radio-
aktive und andere Stoffe, die die 
öffentlichen Abwasseranlagen oder 
die darin Arbeitenden gefährden 
können (z. B. Benzin, Öle, Fette, 
Karbid usw.); 
 

c. Stoffe, die schädliche Ausdünstun-
gen verbreiten, die Baustoffe der 
öffentlichen Abwasseranlagen an-
greifen oder deren Betrieb sowie 
die Reinigung oder Verwertung des 
Abwassers stören oder erschweren 
können; 
 

d. Schädliche, giftige oder infektiöse 
Abwässer, insbesondere solche, 
die Schadstoffe enthalten, die über 
den Richtwerten liegen, die in dem 
von der Abwassertechnischen Ver-
einigung (ATV) in Zusammenarbeit 
mit dem Verband kommunaler 
Städtereinigungsbetriebe (VKS) 
herausgegebenen „Regelwerk A 
115“  mit Anlage „Hinweis für das 
Einleiten von Abwasser in eine öf-
fentliche Abwasseranlage“  sowie 
im ATV – Merkblatt M 251 „Einlei-
tung von Kondensaten aus Gas- 
und Ölbetrieben und Feuerungsan-
lagen in öffentliche Abwasseranla-
gen und Kleinkläranlagen“ festge-
legt sind; 
 

e. Abwässer aus Ställen und Dung-
gruben; 

f. Gewerbliche und industrielle Ab-
wässer, die wärmer als 35° C sind; 
 

g. Pflanzen- oder bodenschädliche 
Abwässer; 
 

h. Abwässer von Motor- und Unterbo-
denwäschen auf Grundstücken und 
öffentlichen Flächen, soweit davon 
Abwasser in die öffentliche Abwas-

seranlage oder in das Grundwas-
ser gelangen kann.  
Solche Arbeiten dürfen nur auf 
hierfür besonders ausgerüsteten 
Waschplätzen und Waschhallen 
durchgeführt werden. Im Übrigen 
ist bei der Einleitung des bei der 
Reinigung von Kraftfahrzeugen an-
fallenden Abwassers § 4 Abs. 3 zu 
beachten; 
 

(4) Abwasser mit gefährlichen Stoffen 
nach § 1 Abs. 1 der Verordnung über 
die Genehmigungspflicht für das Ein-
leiten von Abwasser mit gefährlichen 
Stoffen in öffentliche Abwasseranla-
gen (VGS) vom 18. Dezember 1990 
(Amtsblatt S. 1362), in der jeweils gel-
tenden Fassung, und Abwasser, des-
sen Schmutzfracht im Wesentlichen 
aus der Verwendung eines Stoffes 
stammt, der in Anlage 2 zu § 1 VGS 
aufgeführt ist, darf nur mit Genehmi-
gung des Landesamtes für Umwelt-
schutz in Abwasseranlagen eingeleitet 
werden. 

(5) Höhere als die im Regelwerk A 115 
genannten Grenzwerte können im 
Einzelfall nur unter dem Vorbehalt des 
jederzeitigen Widerrufs zugelassen 
werden, wenn nach den Be-
sonderheiten des Falles die schädli-
chen Stoffe und Eigenschaften des 
Abwassers innerhalb dieser Grenzen 
für die öffentlichen Abwasseranlagen, 
die darin beschäftigten Personen und 
die Abwasserbehandlung vertretbar 
sind. 

(6) Geringere als die im Regelwerk A 115 
aufgeführten Grenzwerte können im 
Einzelfall festgesetzt und die Einhal-
tung der geringeren Grenzwerte kann 
angeordnet werden, soweit dies nach 
den Umständen des Falles geboten 
erscheint, um eine Gefährdung der öf-
fentlichen Abwasseranlagen oder der 
in den Anlagen beschäftigten Perso-
nen, die Beeinträchtigung der Benutz-
barkeit der Anlagen oder eine Er-
schwerung der Abwasserbehandlung 
sowie der landwirtschaftlichen Klär-
schlammverwertung zu verhüten. Das 
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Einleiten oder Einbringen von Stoffen, 
die die geringeren Grenzwerte über-
schreiten, fällt im Geltungsbereich der 
Anordnung unter das Einleitungsver-
bot nach Abs. 2. Zusätzlich können 
Frachtbegrenzungen im Einzelfall 
festgelegt werden, um eine ordnungs-
gemäße Abwasser- und Klär-
schlammbeseitigung sicherzustellen. 
Die Verordnung über das Aufbringen 
von Klärschlamm (AbfKlärV) in der 
jeweils geltenden Fassung findet ent-
sprechend Anwendung. 
 

(7) Eine Verdünnung mit Trink-, Regen-, 
Betriebs- oder Abwasser aus Kühlsys-
temen und der Betriebswasseraufbe-
reitung zum Erreichen der Einlei-
tungsgrenzwerte ist unzulässig. 
 

(8) Zur Ableitung radioaktiver Stoffe mit 
dem Abwasser sind die Grundsätze 
und Vorschriften der Strahlenschutz-
verordnung in der jeweils geltenden 
Fassung zu beachten. 
 

(9) Der unmittelbare Anschluss von 
Dampfleitungen und Dampfkesseln ist 
nicht gestattet. 
 

(10) Wenn unbeabsichtigt gefährliche oder 
schädliche Stoffe in die öffentlichen 
Abwasseranlagen gelangen (z. B. 
durch Auslaufen aus Behältern), ist 
das Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen unverzüglich zu benach-
richtigen. 
 

(11) Betriebe, in denen Benzin, Öle, Fette 
oder Ähnliches anfallen, haben auf ih-
re Kosten Vorrichtungen zur Abschei-
dung dieser Stoffe aus dem Abwasser 
einzubauen, zu betreiben und zu un-
terhalten (Abscheider, Anlagen zur 
Neutralisation, zur Entgiftung oder 
sonstige Anlagen). Für Art und Einbau 
dieser Anlagen sind die jeweils gel-
tenden DIN-Vorschriften oder der 
Stand der Technik maßgebend. Die 
Entleerung, Reinigung und Kontrolle 
der vorgenannten Anlagen muss in 
regelmäßigen Abständen sowie bei 
Bedarf erfolgen. Das Abscheidegut ist 
vorschriftsmäßig zu beseitigen und 
darf an keiner anderen Stelle den öf-

fentlichen Abwasseranlagen zugeführt 
werden. Das Abwasserwerk der Ge-
meinde Weiskirchen kann den Nach-
weis der ordnungsmäßigen Beseiti-
gung verlangen. Der Anschlussneh-
mer oder Personen nach § 2 Nr. 4 
sind für jeden Schaden haftbar, der 
durch eine versäumte Leerung, Reini-
gung oder Kontrolle der vorgenannten 
Anlagen entsteht. 
 

(12) Reichen die vorhandenen öffentlichen 
Abwasseranlagen für die Aufnahme 
oder Reinigung des veränderten Ab-
wassers oder der erhöhten Abwas-
sermenge nicht aus, so behält sich 
das Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen vor, die Aufnahme dieser 
Abwässer zu versagen. Zur Vermei-
dung plötzlich auftretender Überbelas-
tungen der öffentlichen Ab-
wasseranlagen kann sie auf Kosten 
des Eigentümers auch die Anlegung 
von Rückhalteanlagen verlangen. 
 

(13) Sofern Abwasser aus gemeindlichen 
Abwasserkanälen nicht in einer Ab-
wasserbehandlungsanlage behandelt 
wird, kann das Abwasserwerk der 
Gemeinde Weiskirchen verlangen, 
dass auf Grundstücken, die an solche 
Abwasserkanäle angeschlossen sind 
oder angeschlossen werden, als Teil 
der Grundstücksentwässerungsanla-
gen zulässige Vorkläreinrichtungen 
angelegt werden. 
 

(14) Fällt die Notwendigkeit einer Vorbe-
handlung des Abwassers (Abs. 2) weg 
oder wird das Grundstück an eine öf-
fentliche Abwasserbehandlungsanla-
ge angeschlossen, so hat der Grund-
stückeigentümer auf die schriftliche 
Aufforderung des Abwasserwerkes 
der Gemeinde Weiskirchen hin bzw. 
nach Bekanntmachung der betriebs-
fertigen Herstellung der öffentlichen 
Abwasserbehandlungsanlage binnen 
3 Monaten nach Zustellung bzw. Be-
kanntmachung die Grundstücksent-
wässerungsanlage auf seine Kosten 
mit dem Abwasserkanal kurzzuschlie-
ßen. Nicht mehr benötigte Grund-
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stücksentwässerungsanlagen bzw. 
Grundstückskläreinrichtungen sind 
außer Betrieb zu setzen, zu entleeren, 
zu entsorgen, zu reinigen und zu be-
seitigen bzw. ordnungsgemäß zu ver-
füllen oder zu Anlagen der Regen-
wasserbewirtschaftung umzubauen. 

§ 6 

Maßnahmen zur Sicherung des 

ordnungsgemäßen Betriebes der 

gemeindlichen Abwasseranlage 

sowie zur Gewährleistung  

ordnungsgemäßer Abgeltung über-

durchschnittlicher  

Schadstoffeinleitungen 

(1) Um die Befolgung des Einleitungsver-
botes gemäß § 5 dieser Satzung zu 
gewährleisten, ist das Abwasserwerk 
der Gemeinde Weiskirchen gegen-
über den Benutzern der Grundstücke, 
bei denen wegen der aufgrund des 
Betriebs- und/oder Produktionsverfah-
rens oder aus sonstigen Gründen zu 
erwartenden Abwasserzusammenset-
zung der begründete Verdacht be-
steht, dass 
 

a. die von ihnen den öffentlichen Ab-
wasseranlagen zugeführten Ab-
wässer ohne Vorbehandlung nicht 
den Anforderungen des § 5 genü-
gen oder 
 

b. vorhandene Vorbehandlungsanla-
gen so beschaffen sind oder so be-
trieben werden, dass die in § 5 ge-
forderte Abwasserreinigung nicht 
erreicht wird, berechtigt, durch 
Verwaltungsakt 
 

1. auf deren Kosten mit Fristsetzung 
Einrichtungen, Geräte und Unter-
suchungen vorzuschreiben, mit 
denen die Eigenschaften der für 
die Einleitung in die öffentlichen 

Abwasseranlagen bestimmten Ab-
wässer festgestellt werden können, 
und hierbei insbesondere zu be-
stimmen 
 

a. welche Überwachungseinrich-
tungen (z. B. pH-Wert-
Messgeräte, Abwassermen-
genmessgeräte, etc.) einzubau-
en, vorzuhalten und/oder anzu-
wenden sind; 
 

b. dass die Untersuchungen nach 
dem Deutschen Einheitsverfah-
ren zur Wasser-/,Abwasser- und 
Schlammuntersuchung in der 
jeweils gültigen Fassung oder 
den entsprechenden DIN-
Normen des Fachnormenaus-
schusses Wasserwesen im 
Deutschen Institut für Normung 
e.V., Berlin, auszuführen sind; 
 

c. dass Untersuchungen auf Kos-
ten des Einleiters von staatli-
chen oder staatlich anerkannten 
Stellen durchzuführen sind; 
 

d. in welcher Form, in welchen 
Zeitabständen und welchen ge-
meindlichen Stellen die Unter-
suchungsergebnisse und Auf-
zeichnungen zu übermitteln 
sind; 

(2) aufzugeben, durch Dienstausweis 
legitimierten gemeindlichen Bediens-
teten und/oder Beauftragten des Ab-
wasserwerkes die Entnahme von Ab-
wasserproben auf dem Betriebsge-
lände sowie die Kontrolle der Einrich-
tungen zur Feststellung der Abwas-
sermenge und Beschaffenheit zu  ge-
statten, 
 

(3) die zulässigen Einleitungsmengen und 
die erlaubte Abwasserbeschaffenheit 
festzulegen, insbesondere die zuläs-
sige Schmutzfracht an leicht und 
schwer abbaubaren organischen Stof-
fen, 
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die zulässige Schmutzfracht an anor-
ganischen Stoffen sowie die zulässige 
Temperatur an der Einleitungsstelle. 
 

(4) die Führung und Vorlage eines Be-
triebstagebuches zu verlangen, in 
dem vom Abwasserwerk der Gemein-
de Weiskirchen zu bestimmende, die 
Abwasserverhältnisse betreffende Da-
ten festzuhalten sind. 
 

(5) bei Verstößen gegen die vorstehend 
unter Nr. 1 - 4 genannten Anordnun-
gen und Auflagen die beabsichtigte 
oder die weitere Einleitung von Ab-
wasser abzulehnen. 

§ 7 

Anschluss- und Benutzungszwang 

für Schmutzwasser 

(1) Jeder Anschlussberechtigte (§ 3  
Abs. 1) ist, unabhängig bestehender 
oder möglicher Rechte aus Gemein-
gebrauch, Eigentümer- oder Anlieger-
gebrauch i. S. der §§ 22 ff.SWG, zu-
gleich verpflichtet, sein Grundstück an 
die gemeindlichen Abwasseranlagen 
anzuschließen, sobald dieses bebaut 
oder mit der Bebauung begonnen 
worden ist.  
Der Anschluss an die gemeindlichen 
Abwasseranlagen kann auch für 
Grundstücke verlangt werden, für die 
das Anschlussrecht nach § 4 Abs. 1 
nicht besteht, wenn die Benutzung 
von Zwischengrundstücken zur Durch-
leitung des Abwassers möglich ist und 
hierfür ein vertragliches, dingliches 
oder Zwangsrecht besteht. Der An-
schlusszwang kann nur durchgesetzt 
werden, wenn eine funktionsfähige 
Grundstücksanschlussleitung oder 
Grundstücksanschlussstelle vorhan-
den ist. Er wird für neue Kanäle mit 
der Bekanntmachung nach § 4 Abs. 1 
Satz 7 wirksam. Der Grundstücksei-
gentümer eines bereits bebauten 
Grundstücks hat dieses innerhalb von 
3 Monaten nach Bekanntmachung auf 

seine Kosten an die gemeindlichen 
Abwasseranlagen anzuschließen. 

(2) Das Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen kann auch den An-
schluss von unbebauten gewerblich 
oder ähnlich genutzten Grundstücken 
verlangen, wenn dies aus Gründen 
des Gemeinwohles erforderlich ist. 

(3) Alle dem Anschlusszwang unterlie-
genden Grundstücke sind mit den zur 
ordnungsgemäßen Abwasserbeseiti-
gung erforderlichen Grundstücksent-
wässerungsanlagen zu versehen. 

(4) Bei Neu- und Umbauten muss der 
Anschluss vor der Rohbauabnahme 
des Baues hergestellt sein. Grund-
stücksentwässerungsanlagen, die im 
Erdreich verlegt sind, müssen vor Ver-
füllung der Kanalgräben vom Abwas-
serwerk der Gemeinde Weiskirchen 
abgenommen werden. 

(5) Besteht für die Ableitung der Abwäs-
ser kein natürliches Gefälle zu den 
gemeindlichen Abwasseranlagen, so 
kann das Abwasserwerk der Gemein-
de Weiskirchen vom Anschlussneh-
mer den Einbau und Betrieb einer 
technischen Anlage (Hebeanlage o.ä) 
zur ordnungsgemäßen Entwässerung 
des Grundstücks verlangen. 

(6) Werden an öffentlichen Straßen, We-
gen und Plätzen, die noch nicht mit 
Abwasserkanälen ausgestattet sind, 
aber später damit versehen werden 
sollen, Neubauten errichtet, so sind 
die für den späteren Anschluss erfor-
derlichen Grundstücksent-
wässerungsanlagen vorzubereiten. 
Das Gleiche gilt, wenn Grundstück-
sentwässerungsanlagen oder Grund-
stückskläreinrichtungen bereits beste-
hender baulicher Anlagen wesentlich 
geändert oder neu angelegt werden  
sollen. 
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(7) Die Herstellung der Grundstücksan-
schlussleitung wird im Straßenbereich 
gleichzeitig mit dem Bau der Abwas-
serkanäle vorgenommen. Der An-
schlussnehmer kann bis zur Bauaus-
führung dem Abwasserwerk der Ge-
meinde Weiskirchen die gewünschte 
Lage, Höhe und Anzahl der benötig-
ten Anschlüsse angeben. Werden 
vom Anschlussnehmer diese Angaben 
nicht oder nicht rechtzeitig vorge-
bracht, so bestimmt das Abwasser-
werk der Gemeinde Weiskirchen die-
se Anschlussstelle und deren Höhen-
lage. Das Gleiche gilt, wenn aus tech-
nischen Gründen der Anschluss an 
der gewünschten Stelle nicht ausge-
führt werden kann. Das Vorstehende 
gilt gleichermaßen in den Fällen des § 
7 Abs. 2 dieser Satzung. 
 

(8) Den Abbruch einer mit einem An-
schluss versehenen baulichen Anlage 
hat der Anschlussnehmer rechtzeitig 
anzuzeigen sowie die Anschlusslei-
tungen nach Anweisung des Abwas-
serwerkes verschließen oder beseiti-
gen zu lassen. Kommt er schuldhaft 
seinen Verpflichtungen nach Satz 1 
nicht nach, so haftet er für den 
dadurch entstehenden Schaden. 
 

(9) In den im Trennsystem entwässerten 
Bereichen ist das Schmutz- und Nie-
derschlagswasser den jeweils dafür 
bestimmten Kanälen zuzuführen. 
 

(10) Der Anschlussnehmer ist unbescha-
det des § 9 verpflichtet, sämtliche auf 
dem Grundstück anfallenden Abwäs-
ser, mit Ausnahme der in § 5 genann-
ten, in die gemeindlichen Abwasser-
anlagen nach den Bestimmungen die-
ser Satzung einzuleiten. 
 

(11) Auf Grundstücken, für die Anschluss- 
und Benutzungszwang besteht, dürfen 
Grundstückskläreinrichtungen nicht 
angelegt oder nicht mehr genutzt wer-
den 
 

(12) Die sich aus dem Benutzungszwang 
ergebenden Verpflichtungen sind von 

allen Benutzern der Grundstücke zu 
beachten 

§ 8 

Anschluss- und Benutzungszwang  

Niederschlagswasser 

(1) Ein Anschluss- und Benutzungszwang 
zur Einleitung von Niederschlagswäs-
ser in die öffentliche Abwasseranlage 
besteht dann, wenn die vorrangig 
durchzuführende Versickerung oder 
Verrieselung auf dem Grundstück o-
der Einleitung des Regenwassers in 
ein Gewässer nicht möglich ist. 
 

(2) Das Abwasserwerk kann eine An-
schluss- und Benutzungspflicht eines 
Grundstücks an die öffentliche Ab-
wasseranlage anordnen, um eine Be-
einträchtigung des Wohles der Allge-
meinheit zu verhüten, insbesondere 
wenn  
 

a. eine einwandfreie Beseitigung 
des Niederschlagswassers auf 
dem Grundstück nicht ständig 
gewährleistet ist; 

b. das auf dem Grundstück anfal-
lende Niederschlagswasser er-
heblich verunreinigt ist; 

c. durch die Versickerung Unter-
grundverunreinigungen mobili-
siert werden können; 
 

Die Grundstückseigentümer haben 
den Anschluss unmittelbar nach 
Fertigstellung der Baumaßnahme 
vorzunehmen, Weiterhin kann das 
Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen eine Anschluss- und 
Benutzungspflicht anordnen, wenn 
die Einleitung der Regenwässer 
zur besseren Spülung der 
Schmutzwasserkanäle sowohl in 
Gebieten mit Trenn- als auch 
Mischwassersystem notwendig ist. 
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(3) Ist eine Beseitigung von Nieder-
schlagswasser ohne Beeinträchti-
gung des Wohles der Allgemeinheit 
auf dem Grundstück nicht oder nur 
teilweise möglich, so haben die 
Grundstückseigentümer die Versi-
ckerungspflicht nach Aufforderung 
auf ihre Kosten nachzuweisen. 
 

(4) Das Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen kann eine Rückhal-
tung sowie eine Abflussverzöge-
rung des Niederschlagswassers 
auf dem Grundstück fordern, wenn 
ein Anschluss an die öffentlichen 
Abwasseranlagen vorgenommen 
werden soll und Bedenken hin-
sichtlich einer hydraulischen Über-
lastung bestehen. In diesem Fall 
kann das Abwasserwerk der Ge-
meinde Weiskirchen eine Nieder-
schlagsabflußmenge festlegen und 
anordnen. Erhöht sich die abzulei-
tende Niederschlagsmenge durch 
zusätzliche Versiegelung der 
Grundstücksflächen wesentlich, so 
kann eine zusätzliche Rückhaltung 
gefordert werden, wenn die öffent-
lichen Abwasseranlagen diese 
Mengen nicht aufnehmen können. 
 

(5) Beabsichtigt der Grundstücksei-
gentümer die Nutzung des auf sei-
nem Grundstück anfallenden Nie-
derschlagswassers als Brauch-
wasser, so hat er dies dem Abwas-
serwerk der Gemeinde Weiskir-
chen unverzüglich anzuzeigen. 

§ 9 

Befreiung vom Anschluss- und  

Benutzungszwang 

(1) Vom Anschluss- und/oder Benut-
zungszwang kann auf Antrag für das 
ganze Grundstück oder für aufgrund 
unterschiedlicher Nutzung oder natür-
licher Struktur genau abgrenzbare 
Teile eines Grundstücks widerruflich 
oder auf eine bestimmte Zeit Be-
freiung erteilt werden, wenn die be-

sonderen Erfordernisse des Gemein-
wohls, wozu auch die Finanzierbarkeit 
der geschaffenen öffentlichen Abwas-
seranlagen gehört, beachtet sind, den 
Anforderungen des öffentlichen Um-
weltschutzes, insbesondere der öf-
fentlichen Hygiene, anderweitig ge-
nügt wird und ein berechtigtes Inte-
resse an der zulässigen Selbstverwer-
tung oder zulässigen Selbstentsor-
gung der Abwässer besteht. Aus-
schließlich das Interesse, Abwasser-
gebühren zu sparen, ist kein berech-
tigtes Interesse an zulässiger Selbst-
verwertung oder zulässiger Selbstent-
sorgung von Abwasser. 

(2) Eine Befreiung kann versagt werden, 
wenn für die Beseitigung von Abwas-
ser von den betreffenden Grund-
stücksflächen öffentliche Abwasseran-
lagen geschaffen wurden und vorge-
halten werden, so lange dem Abwas-
serwerk der Gemeinde Weiskirchen 
hieraus oder aus dem Betrieb dieser 
Anlagen Kosten entstehen. Gleiches 
gilt, wenn Kosten nach Satz 1 auf an-
dere Anschlussnehmer, die die vorge-
haltenen Kapazitäten nicht auslasten, 
umgelegt werden müssten. 
 

(3) Auch ohne Nachweis eines Interesses 
an der Selbstverwertung oder Selbst-
entsorgung kann unter den Voraus-
setzungen der Abs. 1 und 2 vom An-
schluss - und Benutzungszwang für 
Niederschlagswasser, dass auf den 
Grundstücken, auf denen es anfällt, 
genutzt, versickert und verrieselt oder 
in ein oberirdisches Gewässer abge-
leitet wird, auf Antrag befreit werden 
(§ 50 b Abs. 2 Nr. 5 SWG).  
Dies unter der Voraussetzung, dass 
diese private Beseitigung des Nieder-
schlagswassers gemäß den hierfür 
einschlägigen gesetzlichen Bestim-
mungen erfolgt und gegebenenfalls 
hiernach notwendige Einleiterlaubnis-
se vorliegen.  

(4) Eine Befreiung vom Anschluss- 
und/oder Benutzungszwang ist beim 
Abwasserwerk der Gemeinde Weis-
kirchen schriftlich zu beantragen. Dem 
Antrag sind Pläne oder sonstige Un-



                 Abwassersatzung der Gemeinde Weiskirchen                      

 

Stand: 16.05.2019 11

terlagen beizufügen, aus denen er-
sichtlich ist, wie die Schmutz- 
und/oder Niederschlagswässer ver-
wertet oder schadlos entsorgt werden 
sollen. Das Abwasserwerk der Ge-
meinde Weiskirchen kann verlangen, 
dass Grundstücksentwässerungsan-
lagen, auch wenn sie nur eine teil- 
oder zeitweise Benutzung der ge-
meindlichen Abwasseranlagen er-
möglichen, vom Grundstück entfernt 
werden. 

(5) Maßnahmen der Gesundheits- oder 
Ordnungsbehörden bleiben durch die 
Befreiung unberührt. 

(6) Läuft eine befristete Befreiung aus, ist 
das Grundstück sofort, wird eine Be-
freiung widerrufen, ist das Grundstück 
innerhalb von 3 Monaten nach Wider-
ruf auf Kosten des Grundstückseigen-
tümers an die gemeindlichen Abwas-
seranlagen anzuschließen. 

(7) Die Sammlung von Niederschlags-
wasser auf Grundstücken und seine 
Nutzung als Brauchwasser für den 
häuslichen oder gewerblichen Bereich 
ist eine zulässige Selbstverwertung, 
wenn das zu Schmutzwasser ge-
wordene Brauchwasser ordnungsge-
mäß in die Abwasseranlagen der 
Schmutzwasserentwässerung einge-
leitet wird. 
Dieses zur Schmutzwasser geworde-
ne  Brauchwasser ist mittels Einbau 
von geeigneten Zähleinrichtungen 
mengenmäßig zu erfassen. Bezüglich 
der Lieferung und dem Einbau sowie 
der Unterhaltung dieser Zähleinrich-
tung sowie auch der Abrechnung des 
Schmutzwassers gelten die übrigen 
Bestimmungen dieser Satzung sowie 
auch die Regelungen der Abgaben-
ordnung zur Abwassersatzung. Die 
Notwendigkeit der Einhaltung der gel-
tenden wasserversorgungsrechtlichen 
Bestimmungen bleibt hiervon unbe-
rührt.  

(8) Die teil- oder zeitweise Sammlung von 
Niederschlagswasser zur Bewässe-
rung von Hausgärten oder anderen 
gärtnerisch gestalteten Flächen ist zu-
lässig. 

§ 10 

Genehmigung von  

Grundstücksentwässerungsanlagen, 

Grundstückskläreinrichtungen und 

Abwasserverwertungsanlagen 

(1) Die Herstellung und Änderung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen 
bedürfen der Genehmigung das Ab-
wasserwerk der Gemeinde Weiskir-
chen. Diese Genehmigung erfolgt un-
beschadet der Rechte Dritter sowie 
unbeschadet der bundes- und landes-
gesetzlichen Bestimmungen. 

(2) Die Genehmigung ist vom Anschluss-
pflichtigen für jedes Grundstück 
schriftlich beim Abwasserwerk der 
Gemeinde Weiskirchen zu beantra-
gen. Dem Antrag sind die Unterlagen 
beizufügen, die nach den bauord-
nungsrechtlichen Vorschriften für die 
Grundstücksentwässerung erforder-
lich sind. Der Antrag muss auch An-
gaben über Art und Menge der vo-
raussichtlich anfallenden Abwässer 
enthalten. Das Abwasserwerk der 
Gemeinde Weiskirchen kann Er-
gänzungen zu den Unterlagen und 
andere Nachweise verlangen oder ei-
ne Nachprüfung durch Sachverständi-
ge fordern, wenn sie dies aus sachli-
chen Gründen für erforderlich hält. 
Das Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen kann auf die Vorlage ein-
zelner, der in Satz 2 genannten Unter-
lagen verzichten. 
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(3) Die Entscheidung darüber, wo in wel-
cher Weise das Grundstück anzu-
schließen ist, trifft alleine das Abwas-
serwerk der Gemeinde Weiskirchen. 
Die Lage, Führung und lichte Weite 
der Grundstücksentwässerungsanla-
gen bestimmt das Abwasserwerk der 
Gemeinde Weiskirchen. Begründete 
Wünsche des Anschlussnehmers sol-
len dabei nach Möglichkeit berück-
sichtigt werden (vgl. § 7 Abs. 7 dieser 
Satzung). 

(4) Für neu zu erstellende größere 
Grundstücksentwässerungsanlagen 
kann die Genehmigung davon abhän-
gig gemacht werden, dass bereits 
vorhandene Anlagen, die den Vor-
schriften nicht entsprechen, gleichzei-
tig durch eine Abänderung vorschrifts-
mäßig gemacht werden. 

(5) Ergibt sich während der Ausführung 
einer genehmigten Grundstücksent-
wässerungsanlage die Notwendigkeit, 
von dem genehmigten Plan abzuwei-
chen, so ist die Abweichung sofort an-
zuzeigen und dafür eine Nachtrags-
genehmigung einzuholen. 

(6) Alle Entwässerungsanlagen, die der 
Genehmigung bedürfen, unterliegen 
einer Abnahme durch das Abwasser-
werk der Gemeinde Weiskirchen. Der 
Anschlussnehmer oder der aus-
führende Unternehmer haben Beginn 
und Fertigstellung beim Abwasser-
werk der Gemeinde Weiskirchen 
rechtzeitig anzuzeigen. Bei Abnahme 
müssen alle abzunehmenden Anlagen 
sichtbar und gut zugänglich sein. Die 
Prüfung und Abnahme der Anlagen 
durch das Abwasserwerk der Ge-
meinde Weiskirchen befreit den aus-
führenden Unternehmer nicht von sei-
ner zivilrechtlichen Haftung für die feh-
lerfreie und vorschriftsmäßige Ausfüh-
rung der Arbeiten. Nicht abgenomme-
ne Anlagen werden nicht an die öf-
fentlichen Abwasseranlagen ange-
schlossen. 

(7) Eine Genehmigung erlischt, wenn 
innerhalb von 3 Jahren nach ihrer Be-
kanntgabe an den Antragsteller mit 
der Ausführung des Vorhabens nicht 
begonnen oder die Ausführung 1 Jahr 
unterbrochen worden ist. Die Einle-
gung eines Rechtsbehelfs hemmt den 
Lauf der Frist. Die Frist nach Satz 1 
kann auf schriftlichen Antrag verlän-
gert werden. 

(8) Abwasserverwertungsanlagen bedür-
fen keiner besonderen Genehmigung 
nach dieser Satzung. Bundes- und 
landesrechtliche Bestimmungen blei-
ben unberührt. 

§ 11 

Grundstücksentwässerungsanlagen 

(1) Grundstücksentwässerungsanlagen 
hat der Grundstückseigentümer auf 
seine Kosten herzustellen, zu unter-
halten, zu betreiben und bei Bedarf zu 
verändern oder zu erneuern.  

(2) Arbeiten an Grundstücksentwässe-
rungsanlagen müssen fachgerecht 
und nach etwaigen besonderen Aufla-
gen vom Abwasserwerk der Gemein-
de Weiskirchen durchgeführt werden. 
Die Anlagen müssen den „Techni-
schen Bestimmungen für den Bau und 
Betrieb von Grundstücksentwässe-
rungsanlagen, DIN 1986", in der je-
weils gültigen Fassung, entsprechen. 

(3) Der Anschlussnehmer hat für den 
ordnungsgemäßen Zustand und eine 
vorschriftsmäßige Benutzung der 
Grundstücksentwässerungsanlagen 
entsprechend den Bestimmungen die-
ser Satzung zu sorgen. Er haftet für 
alle Schäden und Nachteile, die infol-
ge mangelhaften Zustandes oder sat-
zungswidriger Benutzung der Grund-
stücksentwässerungsanlagen oder 
durch satzungswidriges Handeln ent-
stehen. Er hat das Abwasserwerk der 
Gemeinde Weiskirchen von Ersatzan-
sprüchen freizustellen, die Dritte beim 
Abwasserwerk der Gemeinde Weis-
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kirchen aufgrund von Mängeln geltend 
machen. Für Schäden, die aus einer 
nicht ordnungsgemäßen Benutzung 
entstehen, haftet auch der Abwas-
sereinleiter. 

(4) Das Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen kann jederzeit fordern, 
dass Grundstücksentwässerungsan-
lagen in den Zustand gebracht wer-
den, der den Erfordernissen der öf-
fentlichen Sicherheit entspricht. 

(5) Die Beseitigung des in zulässigen 
Vorkläreinrichtungen im Sinne des § 5 
Abs. 12 anfallenden Schlammes ob-
liegt unter den Voraussetzungen des 
§ 50 a Abs. 3 SWG dem Abwasser-
werk der Gemeinde Weiskirchen. § 13 
Abs. 3 gilt entsprechend.  

§ 12 

Art der Anschlüsse 

(1) Jedes Grundstück soll einen unterirdi-
schen, mit einem Revisionsschacht 
verbundenen unmittelbaren Anschluss 
an die gemeindliche Abwasseranlage 
haben, im Gebiet des Trennverfah-
rens je einen Anschluss an die Ab-
wasserkanäle für Schmutz- und Nie-
derschlagswasser. Auf Antrag kann 
ein Grundstück 2 oder mehrere An-
schlüsse erhalten. Die Entscheidung 
über Art und Zahl der Anschlüsse trifft 
das Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen. 

(2) Das Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen kann gestatten und ver-
langen, dass unter besonderen Ver-
hältnissen, z. B. bei Kleinsiedlungs- 
und ähnlichen Anlagen, 2 oder mehre-
re Grundstücke durch eine gemein-
same Anschlussleitung entwässert 
werden. Bei Zulassung oder Anord-
nung eines gemeinsamen Anschlus-
ses müssen die Unterhaltungs- und 
Benutzerrechte und -pflichten schrift-
lich festgelegt und dinglich gesichert 
werden. 

§ 13 

Grundstückskläreinrichtungen 

(1) Grundstückskläreinrichtungen hat der 
Grundstückseigentümer auf seine 
Kosten herzustellen, zu unterhalten 
und zu betreiben, wenn 
 

a. eine Befreiung vom Anschluss an 
die öffentliche Abwasseranlage er-
teilt ist (§ 9) und eine nach anderen 
gesetzlichen Bestimmungen erfor-
derliche Einleiterlaubnis durch die 
zuständige Wasserbehörde vor-
liegt, 
 

b. das Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen oder die zuständige 
Behörde eine Vorbehandlung des 
Abwassers verlangt (§ 5 Abs. 2) 
 

c. eine gemeindliche Abwasseranlage 
oder eine öffentliche Abwasserbe-
handlungsanlage noch nicht vor-
handen ist und in absehbarer Zeit 
nicht hergestellt wird. 

(2) Grundstückskläreinrichtungen bedür-
fen der Genehmigung des Abwasser-
werkes der Gemeinde Weiskirchen. 
Bundes- und landesgesetzliche Best-
immungen sowie Rechte Dritter blei-
ben unberührt, § 10 Abs. 2 bis 5 gel-
ten entsprechend. 

(3) Grundstückskläreinrichtungen sind 
gemäß §18b WHG,den §§ 53 und 54 
Abs. 1 SWG in den jeweils geltenden 
Fassungen nach den in Betracht 
kommenden Regeln der Technik her-
zustellen, zu betreiben und zu unter-
halten. Die Einleitung von Nieder-
schlagswasser und Grundwasser in 
diese Anlagen ist nicht zulässig. 
Das Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen ist berechtigt, die Anlage 
und den Betrieb zu überwachen und 
die Einhaltung der im Genehmigungs-
verfahren nach § 10 Abs. 6 und im 
Baugenehmigungsverfahren erteilten 
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Auflagen und Bedingungen zu über-
prüfen. Die in Satz 3 festgelegten 
Überwachungs- und Prüfungsrechte 
sind lediglich Sicherheitsmaßnahmen 
vom Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen im Interesse der öffentli-
chen Abwasseranlagen. Sie befreien 
den Grundstückseigentümer und sei-
nen Beauftragten nicht von ihren Ver-
pflichtungen nach dieser Satzung und 
lösen auch keinerlei Ersatzansprüche 
gegenüber dem Abwasserwerk der 
Gemeinde Weiskirchen aus. 

(4) Die Beseitigung des in zulässigen 
Kleinkläranlagen anfallenden 
Schlammes obliegt gemäß § 50 a 
Abs. 3 SWG der Gemeinde Weiskir-
chen. Das Gleiche gilt für den Inhalt 
von abflusslosen Gruben und sonsti-
gen Behältern. Die Gemeinde Weis-
kirchen kann sich hierbei Dritter be-
dienen. Sie kann diese Aufgabe auf 
den Nutzungsberechtigten übertragen, 
wenn die Beseitigung durch den Nut-
zungsberechtigten auf dessen land-
wirtschaftlich genutztem Grundstück 
möglich ist, das übliche Maß der ord-
nungsgemäßen landwirtschaftlichen 
Düngung nicht überschritten und das 
Wohl der Allgemeinheit hierdurch 
nicht beeinträchtigt wird. Auf das in 
landwirtschaftlichen Betrieben an-
fallende Abwasser einschl. Jauche 
und Gülle findet Satz 1 gemäß § 49 
Abs. 2 SWG keine Anwendung. 

(5) Fallen die Voraussetzungen für eine 
Befreiung vom Anschluss an die öf-
fentliche Abwasseranlage weg, so hat 
der Grundstückseigentümer sein 
Grundstück binnen drei Monate nach 
Widerruf der Befreiung auf seine Kos-
ten an die gemeindliche Abwasseran-
lage anzuschließen.  

(6) Besteht aufgrund des Anschluss- und 
Benutzungszwanges keine Notwen-
digkeit mehr zur Benutzung einer 
Grundstückskläreinrichtung, so sind 
derartige auf dem Grundstück vor-
handene Einrichtungen zu entleeren, 
zu reinigen und zu beseitigen bzw. 
ordnungsgemäß zu verfüllen oder zu 
Anlagen der Regenwasserbewirt-
schaftung umzubauen. 

 

§ 14 

Haftung 

(1) Für Schäden, die durch das Vorhan-
densein der gemeindlichen Abwas-
seranlagen oder durch deren Betrieb 
verursacht werden oder die auf die 
Wirkung von Abwässern oder sonsti-
gen Flüssigkeiten zurückzuführen 
sind, die von diesen Abwasseranlagen 
ausgehen, haftet das Abwasserwerk 
der Gemeinde Weiskirchen nach den 
gesetzlichen Vorschriften. 

(2) Bei Betriebsstörungen oder Außerbe-
triebsetzung der öffentlichen Abwas-
seranlagen sowie bei Auftreten von 
Mängeln und Schäden, die durch Na-
turereignisse (z. B. Hochwasser, Wol-
kenbrüche, Schneeschmelze) hervor-
gerufen werden, hat der Anschluss-
nehmer keinen Anspruch auf Scha-
densersatz oder Minderung der Ge-
bühren. Das Abwasserwerk der Ge-
meinde Weiskirchen ist im Rahmen 
der ihr gegebenen Möglichkeiten ver-
pflichtet, die Störungen zu beseitigen. 

(3) Bei vorübergehender Einschränkung, 
Unterbrechung oder Verspätung des 
Abfahrens des Schlammes aus zuläs-
sigen Kleinkläranlagen und/oder des 
Abwassers aus abflusslosen Sam-
melgruben oder Behältern infolge von 
Betriebsstörungen, Streiks, betriebs-
notwendigen Arbeiten oder höherer 
Gewalt besteht kein Anspruch auf 
Schadensersatz gegenüber dem Ab-
wasserwerk der Gemeinde Weiskir-
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chen. Das Abwasserwerk der Ge-
meinde Weiskirchen ist verpflichtet, 
das Abfahren des Schlammes 
und/oder des Abwassers unverzüglich 
nachzuholen. Im Übrigen ist die Haf-
tung des Abwasserwerkes der Ge-
meinde Weiskirchen auf Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit beschränkt. 

(4) Der Grundstückseigentümer und die 
Benutzer haben für die ordnungsge-
mäße Benutzung der öffentlichen Ab-
wasseranlagen zu sorgen. 
 

( 5 )  Wer den Vorschriften dieser Satzung 
zuwiderhandelt, haftet dem Abwas-
serwerk der Gemeinde Weiskirchen 
für alle ihr dadurch entstehenden 
Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt 
für Schäden und Nachteile, die durch 
den mangelhaften Zustand der 
Grundstücksentwässerungsanlagen 
verursacht werden. Mehrere Verpflich-
tete haften als Gesamtschuldner. 

§ 15 

Sicherung gegen Rückstau 

(1) Gegen Rückstau des Abwassers aus 
der öffentlichen Abwasseranlage hat 
sich der Anschlussnehmer bzw. Ei-
gentümer selbst zu schützen. 

(2) Einläufe, Sinkkästen, Ausgüsse, Drai-
nageleitungen und sonstige Grund-
stücksentwässerungsanlagen, die tie-
fer als die vorgesehene oder vorhan-
dene Rückstauebene liegen oder 
sonst wie durch Rückstau gefährdet 
sind, müssen durch Absperrvorrich-
tungen gegen Rückstau gesichert sein 
(DIN EN 12056). Als Rückstauebene 
wird die Fahrbahnoberkante über der 
Stelle festgesetzt, an der die Grund-
stücksanschlussleitung die öffentliche 
Abwasseranlage erreicht. 

Jede Absperrvorrichtung muss aus ei-
nem handbedienten und einem davon 
unabhängigen und selbsttätig wirken-
den Verschluss bestehen (DIN 1997). 
Die Absperrvorrichtungen sind dau-
ernd funktionsfähig zu halten. 
 

( 3 )  Bei Nichtbeachtung der Bestimmun-
gen der Absätze 1 und 2 kann der 
Grundstückseigentümer bzw. der Be-
troffene keine Ersatzansprüche gegen 
das Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen für Schäden, die durch 
Rückstau entstehen, herleiten. 

§ 16 

Unmittelbare Einleitung von Grundwas-

ser in die öffentlichen  

Abwasseranlagen 

(1) Anstehendes Grundwasser darf 
grundsätzlich nur bei bestehendem 
Trennsystem in die gemeindliche Ab-
wasseranlage, und zwar ausschließ-
lich in die Regenwasserkanäle, einge-
leitet werden, sofern keine satzungs-
rechtlichen bzw. bundes- und landes-
rechtlichen Vorschriften dem entge-
genstehen.  

(2) Der Grundstückseigentümer hat die 
beabsichtigte Einleitung vorab beim 
Abwasserwerk der Gemeinde Weis-
kirchen zu beantragen, welche ihrer-
seits gegebenenfalls die Zustimmung 
der fachlich zuständigen Behörde be-
gehrt.  
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§ 17 

Auskunfts- und Meldepflicht, Zutritt zu 

den Grundstücksentwässerungs-

anlagen 

(1) Die Anschlussnehmer sind verpflich-
tet, alle für die Prüfung der Grund-
stücksentwässerungsanlagen und für 
die Errechnung der gemeindlichen 
Gebühren und Erstattungsansprüche 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Den Beauftragten des Abwasserwer-
kes ist zur Prüfung der Grundstück-
sentwässerungsanlagen und der Ge-
bühren- oder Erstattungspflicht unge-
hinderter Zutritt zu allen Anlageteilen 
auf dem angeschlossenen Grundstück 
zu gewähren. Zu diesem Zweck müs-
sen die Reinigungsöffnungen, Prüf-
schächte und Rückstauverschlüsse 
den Beauftragten jederzeit zugänglich 
sein.  
Den Anordnungen der Beauftragten 
bei der Durchführung der Prüfung ist 
Folge zu leisten. Wird einer Aufforde-
rung nicht innerhalb einer angemes-
senen Frist entsprochen, so ist das 
Abwasserwerk der Gemeinde Weis-
kirchen berechtigt, nach Maßgabe der 
§§ 13 ff. des Saarländischen Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes die zur 
Durchsetzung der Anordnung not-
wendigen Zwangsmaßnahmen anzu-
wenden, insbesondere die erforderli-
chen Maßnahmen auf Kosten des An-
schlussberechtigten durchzuführen 
oder durchführen zu lassen. 

(3) Die Beauftragten des Abwasserwer-
kes führen einen von ihr ausgestellten 
Dienstausweis bei sich. Sie haben 
sich dem Anschlussnehmer gegen-
über auszuweisen. 

(4) Jeder Grundstückseigentümer und 
jeder Abwassereinleiter ist verpflichtet, 
ihm bekannt werdende Schäden und 
Störungen sowie Änderungen an den 
Grundstücksentwässerungsanlagen 

und auch Änderungen der Entwässe-
rungsbedingungen unverzüglich dem 
Abwasserwerk der Gemeinde Weis-
kirchen zu melden. Diese Meldepflicht 
besteht darüber hinaus in zumutba-
rem Rahmen auch hinsichtlich Schä-
den und Störungen an den öffentli-
chen Abwasseranlagen. 

§ 18 

Gebühren und Erstattungsansprüche 

(1) Für die Bereitstellung der öffentlichen 
Abwasseranlagen erhebt das Abwas-
serwerk der Gemeinde Weiskirchen 
eine Abwassergrundgebühr und für 
deren Benutzung sogenannte Benut-
zungsgebühren.  

(2) Für die vom Abwasserwerk der Ge-
meinde Weiskirchen für den Abwas-
serbereich zu zahlenden Umlagen, 
Beiträge und Abgaben werden Ge-
bühren als Teil der Benutzungsgebühr 
nach Abs. 1 erhoben. 

(3) Zum Ersatz des Aufwandes für die 
Herstellung von Grundstücksan-
schlussleitungen, Grundstücksan-
schlussstellen bzw. Zähleinrichtungen 
werden seitens des Abwasserwerkes 
der Gemeinde Weiskirchen gesonder-
te Erstattungsansprüche gemäß den 
nachfolgenden Punkten a bis b gel-
tend gemacht: 

a. Die erstmalige Herstellung sowie 
jede Erneuerung der Grundstücks-
anschlussleitung, der Grund-
stücksanschlussstelle sowie der 
Zähleinrichtung führt das Abwas-
serwerk der Gemeinde Weiskir-
chen auf Kosten des Anschluss-
nehmers aus oder lässt sie auf 
Kosten des Anschlussnehmers 
durch einen Unternehmer ausfüh-
ren. Besagte Kosten der Grund-
stücksanschlussleitung bzw. der 
Grundstücksanschlussstelle sind 
jedoch höchstens bis zur Fahr-
bahnmitte vom Anschlussnehmer 
zu tragen. Alle notwendigen Tief-
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bauarbeiten, einschließlich der 
Oberflächenwiederherstellung und 
die Aufwendungen der Installatio-
nen, sind in diesen Kosten zu be-
rücksichtigen. Das Abwasserwerk 
der Gemeinde Weiskirchen trifft die 
Entscheidung über die Notwendig-
keit einer Erneuerung der Grund-
stücksanschlussleitung, der Grund-
stücksanschlussstelle bzw. der 
Zählvorrichtung.  

b. Notwendige sonstige Unterhal-
tungs- und Reparaturarbeiten an 
der Grundstücksanschlussleitung 
sowie der Grundstücksanschluss-
stelle führt das Abwasserwerk der 
Gemeinde Weiskirchen auf eigene 
Kosten aus oder lässt sie auf eige-
ne Kosten durch eine Fremdfirma 
ausführen. Nachgewiesener Weise 
vom Hausanschlussnehmer verur-
sachte derartige Unterhaltungs- 
und Reparaturarbeiten an der 
Grundstücksanschlussleitung so-
wie der Grundstücksanschlussstel-
le werden seitens des Abwasser-
werk der Gemeinde Weiskirchen 
dem Anschlussnehmer in Rech-
nung gestellt.  

(5) Zum Ersatz des Aufwandes für das 
Aufnehmen, das Abfahren sowie die 
Entsorgung des in abflusslosen Gru-
ben sowie zulässigen Grundstücksklä-
reinrichtungen anfallenden Schlam-
mes bzw. Abwassers, werden Erstat-
tungsansprüche in Anwendung der 
Abgabenordnung seitens des Abwas-
serwerkes der Gemeinde Weiskirchen 
gegenüber den Grundstückseigentü-
mern bzw. geltend gemacht.  

(6) Die Erhebung der Gebühren richtet 
sich nach einer besonderen Gebüh-
rensatzung. 

§ 19 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fährlässig einem Gebot oder 

Verbot dieser Satzung oder einer auf 
Grund dieser Satzung ergangenen 
vollziehbaren Anordnung zuwiderhan-
delt. Dies gilt insbesondere, wenn ent-
gegen 
 
a. § 5 Abwässer oder Stoffe in die öf-

fentliche Abwasseranlage eingelei-
tet oder eingebracht werden, deren 
Einleitung oder Einbringung aus-
geschlossen ist; 
 

b. § 5 Abwässer über den zugelasse-
nen Volumenstrom hinaus eingelei-
tet oder hinsichtlich der Beschaf-
fenheit oder den Inhaltsstoffen des 
Abwassers die Grenzwerte nicht 
eingehalten oder das Abwasser zur 
Einleitung der Grenzwerte verdünnt 
oder vermischt wird; 
 

c. § 5 Abwässer mit Leichtflüssigkei-
ten wie Benzin, Benzol, Diesel, 
Heiz- oder Schmieröl sowie fett- 
und stärkehaltiges Abwasser vor 
der Einleitung in die öffentliche 
Abwasseranlage nicht in entspre-
chende Abscheider eingeleitet oder 
Abscheidegut nicht in Überein-
stimmung mit den derzeit gelten-
den, abfallrechtlichen Vorschriften 
entsorgt oder Abscheidegut der öf-
fentlichen Abwasseranlage zuge-
führt wird; 
 

d. § 5 Abwässer ohne Zustimmung 
des Abwasserwerkes der Gemein-
de Weiskirchen auf anderen We-
gen als über die Grundstücksan-
schlussleitung der öffentlichen Ab-
wasseranlage zugeführt wird; 
 

e. § 7 und § 8 in den im Trennsystem 
entwässerten Bereichen das 
Schmutz- oder Niederschlagswas-
ser nicht den jeweils dafür be-
stimmten Anlagen zugeführt wird; 
 

f. § 7 Absatz 6 das Abwasser nicht 
der öffentlichen Abwasseranlage 
zugeführt wird; 
 

g. § 8 Absatz 5 auf seinem Grund-
stück anfallendes Niederschlags-
wasser als Brauchwasser genutzt 
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wird, ohne es dem Abwasserwerk 
der Gemeinde Weiskirchen ange-
zeigt zu haben; 
 

h. § 10 Absatz 2 der Anschluss an die 
gemeindliche Abwasseranlage oh-
ne vorherige Zustimmung beim 
Abwasserwerk der Gemeinde 
Weiskirchen hergestellt oder geän-
dert wird; 
 

i. § 17 Absatz 2 die Bediensteten 
oder die mit Berechtigungsausweis 
versehenen Beauftragten des Ab-
wasserwerkes daran gehindert 
werden, zum Zweck der Erfüllung 
der kommunalen Abwasserbeseiti-
gungspflicht oder zum Vollzug die-
ser Satzung die angeschlossenen 
Grundstücke zu betreten, oder die-
sem Personenkreis nach Termin-
absprache nicht ungehindert Zutritt 
zu den Anlageteilen auf dem ange-
schlossenen Grundstück gewährt 
wird; 
 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 
unbefugt Arbeiten an der öffentlichen 
Abwasseranlage vornimmt, Schacht-
abdeckungen oder Einlaufroste öffnet 
oder in einen Bestandteil der öffentli-
chen Abwasseranlage, etwa einem 
Abwasserschacht oder –kanal, ein-
steigt. 
 

(3) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 
und 2 können mit einer Geldbuße bis 
zu 25.000,- € geahndet werden. 

§ 20  

Anzuwendende Vorschriften 

Soweit in dieser Satzung allgemein auf 
geltende Vorschriften oder auf die allge-
mein anerkannten Regeln der Abwasser-
technik verwiesen wird, sind in ihrer je-
weils geltenden Fassung insbesondere 
 

 die Bauordnung für das Saarland 
(Landesbauordnung - LBO),  

 das Wasserhaushaltsgesetz (WHG), 

 das Abwasserabgabengesetz  
(AbwAG)  

 das Saarländische Wassergesetz 
(SWG),  

 die DIN-Vorschrift 1986 – 100  
- Entwässerungsanlagen für Gebäude 
und Grundstücke-,  

 die DIN-Vorschrift 1997  
- Absperrvorrichtungen für Grund-
stücksentwässerungsanlagen-, 

 die DIN-Vorschrift 1999 -100  
Abscheider für Leichtflüssigkeiten, 
Benzin und Heizöl-, 

 die DIN-Vorschrift 4040 – 100  
Fettabscheider -, sowie  

 die Hinweise für das Einleiten von 
Abwasser in eine öffentliche Abwas-
seranlage (ATV-Arbeitsblatt A 115)  

 
anzuwenden. 

§ 21 

Zwangsmaßnahmen 

(1) Bei Zuwiderhandlungen gegen diese 
Satzung richten sich die Zwangsmit-
tel nach den Vorschriften des Saarl. 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
vom 27.03.1974 (Amtsbl. S. 430), 
zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 01.12.2015 (Amtsbl. I. S.913)  
in der jeweils gültigen Fassung. 
 

(2) Die §§ 13 und 14 des Kommunalab-
gabengesetzes gelten entsprechend. 

§ 22 

Rechtsmittel 

Gegen Maßnahmen aufgrund dieser Sat-
zung stehen den Betroffenen die Rechts-
mittel nach den Vorschriften der Verwal-
tungsgerichtsordnung vom 19.03.1991 
(BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 21.07.2012 
(BGBl. I S. 1577) in Verbindung mit dem  
Saarländischen Ausführungsgesetz zur 
Verwaltungsgerichtsordnung vom 
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05.07.1960 (Amtsbl. S.558), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 21.11.2007 
(Amtsbl. S. 278), in der jeweils gültigen 
Fassung zur Verfügung. 

§ 23 

In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt am 23.05.2019 in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die Satzung der Gemein-
de Weiskirchen über die Entwässerung 
der Grundstücke und den Anschluss an 
die öffentliche Abwasseranlage vom 
01.01.2013 außer Kraft. 
 
 
 

Weiskirchen, den 17.05.2019 
 

DER BÜRGERMEISTER 

 

 

 

Wolfgang Hübschen 

 

 

Verletzung von Verfahrens- und  
Formvorschriften: 

 
Gemäß § 12 Abs. 6 KSVG gelten Satzun-
gen, die unter Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften dieses Gesetzes 
oder auf Grund dieses Gesetzes zustande 
gekommen sind, ein Jahr nach der öffent-
lichen Bekanntmachung als von Anfang an 
gültig zustande gekommen.  

 


